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An die Mitglieder des Landrates 

Stans, 20. November 2015 

Volksinitiative zur Änderung des Gesetzes über die Raumplanung und das öffentliche 
Baurecht betreffend hindernisfreieres Bauen; 
Bericht und Antrag der Kommission SJS betreffend die Zulässigkeit 

Sehr geehrter Herr Landratspräsident 
sehr geehrte Damen und Herren Landräte 
 
Die Kommission für Staatspolitik, Justiz und Sicherheit SJS hat an ihrer Sitzung vom 
16. November 2015 in Anwesenheit von Justiz- und Sicherheitsdirektorin Karin Kayser-
Frutschi die Zulässigkeit der Volksinitiative zur Änderung des Gesetzes über die Raumpla-
nung und das öffentliche Baurecht (Planungs- und Baugesetz, PBG) betreffend das hinder-
nisfreiere Bauen beraten. Gestützt auf § 92 Landratsreglement erstattet die Kommission dem 
Landrat folgenden Kurzbericht. 

1 Ausgangslage 

Mit Beschluss Nr. 515 vom 30. Juni 2015 hat der Regierungsrat festgestellt, dass die vorlie-
gend zur Diskussion stehende Volksinitiative zur Änderung des PBG betreffend das hinder-
nisfreiere Bauen zustande gekommen ist. 
 
Gestützt auf seine Prüfung hat der Regierungsrat die Zulässigkeit der Initiative festgestellt. 
Mit Beschluss Nr. 743 vom 20. Oktober 2015 beantragt er dem Landrat, die Zulässigkeit der 
Volksinitiative zu bejahen, die Initiative dem Volk indes ohne Gegenvorschlag zur Ablehnung 
zu empfehlen. 

2 Stellungnahme der Kommission 

Die Kommission teilt einstimmig die Auffassung des Regierungsrats, wonach die Volksinitia-
tive nichts enthalte, was dem Bundesrecht widerspreche und die Initiative auch in formeller 
Hinsicht die gesetzlichen Anforderungen erfülle. 
 
Auf eine inhaltliche Stellungnahme und einen Mitbericht zuhanden der vorberatenden Kom-
mission für Bau, Planung, Landwirtschaft und Umwelt verzichtet die Kommission SJS. 
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3 Antrag der Kommission 

Die Kommission SJS beantragt dem Landrat einstimmig mit 10:0 Stimmen, die Zulässigkeit 
der Volkinitiative zur Änderung des Gesetzes über die Raumplanung und das öffentliche 
Baurecht betreffend das hindernisfreiere Bauen zu bejahen.  
 

Freundliche Grüsse 
KOMMISSION FÜR STAATSPOLITIK, 
JUSTIZ UND SICHERHEITS SJS 

 
 
 
 
 

Leo Amstutz 
Präsident  

 

 
 
 
 

 
 
Michèle Bucher 
Kommissionssekretärin 

 


